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	2a	Umgang mit dem Marker XPersonenstand „Identität nicht nachgewiesen“ im Meldewesen
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	Frau Primas führt in das Thema ein indem sie auf den Beschluss des AK I zur Abnahme von XInneres verweist, der die AG BMG bittet „noch einmal die rechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit der Übermittlung von Hinweisen, dass eine Beurkundung vorgenommen wurde, ohne dass die Identität oder Namensführung der beteiligten Personen durch entsprechende Dokumente nachgewiesen werden, zu klären und ihm über das Ergebnis zu berichten. Das Ergebnis der rechtlichen Prüfung ist im Rahmen der Handlungsanweisung der KoSIT gegebenenfalls umzusetzen“
Herr Sartorius berichtet aus der UAG Recht und der AG DSMeld:
Als Folge der Befassung in der AG DSMeld wurde ein Datenblatt für den DSMeld entworfen, welches die neuen Angaben des Personenstandswesens aufnehmen könnte.
Die UAG Recht betont, dass es sich bei der vorliegenden Fragestellung um Geburtsmitteilungen vom Personenstandswesen an das Meldewesen handelt, bei denen ein Eintrag im Geburtenregister erfolgt ist, aber keine Geburtsurkunde ausgestellt wurde, weil die Namensführung des Kindes aufgrund der ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters (noch) nicht nachgewiesen ist. Die ungeklärte Identität der Eltern ist in diesem Fall bereits durch das Ausländerwesen festgestellt und dem Meldewesen (bspw. durch fehlende Angaben zum Nationalpass) bekannt. Die Angabe zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Nachricht des Standesamtes  an die Meldebehörde ist für das Meldewesen in diesem Zusammenhang daher nicht erforderlich. Auch würde die Einführung einer entsprechenden Angabe für Eltern von in Deutschland geborenen Kindern eine Ungleichbehandlung mit anderen Personen ohne nachgewiesene Identität darstellen.
Die UAG Recht kann jedoch den Bedarf des Personenstandswesens nachvollziehen, auf der Grundlage des § 54 PStG die ungeklärte Namensführung des Kindes infolge der ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters mitzuteilen. Im Melderegister sollte daher für das Kind, da keine Geburtsurkunde vorliegt, nur der Geburtseintrag gespeichert werden.
Mit Blick auf den AK I stellt Herr Breidenbach fest, dass die Beschlussfassung in der vorliegenden Form erforderlich gewesen sei, um das Release XInneres vorbehaltlich der weiteren Prüfung in der AG BMG freigeben zu können.
Herr Marx verweist darauf, dass in dem aktuell im Abschluss befindlichen XMeld-Release mit Wirksamkeit zum 1. Mai 2018 die entsprechenden Elemente für die Übermittlung der Information zum Geburtseintrag zwischen den MB nicht enthalten sind. Wenn also die betroffene Person umziehe, könne der Rückmeldeprozess derzeit nicht die Weitergabe aller Informationen absichern. Der Releasetermin Mai 2018 sei auch nur noch knapp erreichbar. Zum November 2018 könnten die heute angestellten, weiter reichenden Überlegungen umgesetzt und damit eine erhöhte Datenqualität erreicht werden. Geklärt sein müsste, in welchen Kontexten der Marker zu übermitteln ist. Auch die 1. BMeldDÜV und ggf. die 2. BMeldDÜV müssten die entsprechende Übermittlung berücksichtigen.
Herr Sartorius stimmt dem zu. Das erforderliche Datenblatt sei zwar schnell zu veröffentlichen, aber weitere Arbeiten in den Datenübermittlungsvorschriften des Meldewesens und deren technischer Umsetzung durch die Fachverfahrenshersteller seien nötig. Realistisch sei daher eine Umsetzung zum 1. November 2018. In der Zwischenzeit sollte ein einheitlicher Umgang mit dem Merkmal „Namensführung nicht nachgewiesen“ gefunden werden.
Die technische und rechtliche Umsetzung kann im Meldewesen erst zum 1.11.2018 sichergestellt werden, merkt auch Herr Breidenbach an. Vorher sollte die Übermittlung seitens des Personenstandswesens im Standard XPersonenstand ausgesetzt werden und die Übermittlung weiterhin manuell erfolgen.
Herr Sartorius stellt klar: Beim Kind heißt das übermittelte Merkmal des Personenstandswesens „Namensführung nicht nachgewiesen“. Wenn dieses übermittelt wird, wurde im Standesamt zwar ein Geburtseintrag vorgenommen, aber keine Geburtsurkunde erstellt, weil die Identität des namensgebenden Elternteils zum Zeitpunkt des Eintrags nicht nachgewiesen wurde. Ob das Personenstandswesen auf die Übermittlung der Merkmale der Eltern („Identität nicht nachgewiesen“) verzichten möchte, sollte ihm überlassen bleiben.
Frau Gentner spricht sich dagegen aus, die Übermittlung der entsprechenden Marker durch das Personenstandswesen erneut in Frage zu stellen, denn der Beschluss des AK I setze bereits voraus, dass diese Übermittlung erfolgt.
Da der AK I die AG BMG um erneute Prüfung gebeten hat, ob die Übermittlung auch rechtlich statthaft ist, sollte das Votum der AG BMG die Meldeseite betrachten, so Herr Breidenbach. Die Erörterung zeige, dass die Nachrichten des Personenstandswesens aus organisatorischen und technischen Gründen erst ab November 2018 automatisiert verarbeitet werden können.
AG BMG hält fest: 
Die Registrierung einer Geburt in der MB erfordert die Unterscheidung, ob eine Geburtsurkunde oder nur ein Geburtseintrag der Erfassung im Melderegister zugrunde liegt. Im Melderegister ist daher ein entsprechender Marker sinnvoll, der diejenigen Einträge kennzeichnet, bei denen nur ein Geburtseintrag vorgelegen hat. Ein ausdrücklicher Eintrag „Namensführung nicht nachgewiesen“ bei den Kindern, deren Eintrag im Melderegister lediglich ein Geburtseintrag zugrunde liegt, wird in der AG BMG daher abgelehnt.
Vielmehr ist melderechtlich zu prüfen, ob das DSMeld-Blatt 0605 (Geburtsort – Nummer des Geburtseintrags –) die Unterscheidung eines Geburtseintrags von einer Urkunde ermöglicht und damit die Aufnahme eines neuen DSMeld-Blattes vermieden werden kann.
Das Merkmal „Identität nicht nachgewiesen“ wird als Eintrag bei den Eltern nicht benötigt, weil diese Information implizit bei den Meldebehörden vorhanden ist, und weil Personen, die keine Geburten in Deutschland beurkunden ließen, diesen Eintrag nicht erhalten, obwohl ihre Identität unter Umständen genau so wenig nachgewiesen wurde, wie die von Personen, die in Deutschland Eltern wurden. Eine Verbesserung der Datenlage durch Speicherung des Merkmals im Melderegister kann daher nicht erkannt werden. 
	

	
	B
	Die AG BMG verständigt sich darauf, dass die Marker „Identität nicht nachgewiesen“ für die Mutter bzw. den Vater nicht in das MR übernommen werden, weil hier die Information über fehlende Identitätsnachweise bereits anderweitig vorliegen und sie daher nicht erforderlich sind. In XPersonenstand ist insoweit zu prüfen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben. Eine einfache Handlungsanweisung, dass die entsprechenden Kindelemente nicht befüllt werden dürfen, ist hier nur bedingt geeignet, da dauerhaft sichergestellt werden muss, dass diese Elemente nicht befüllt oder gar übermittelt werden dürfen.
Beim Kind wird der Hinweis als Eintrag auf Basis eines Geburtsregistereintrags aufgenommen. Im weiteren Verlauf des Verfahrens sind Veränderungen möglich und die Fortschreibung des Melderegisters dann erforderlich. 
Die AG BMG spricht sich aufgrund der rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen im Meldewesen für eine Umsetzung zum November 2018 aus. Die Übermittlung des Markers soll seitens des Personenstandswesens im Standard XPersonenstand bis dahin ausgesetzt werden und die Übermittlung weiterhin manuell erfolgen.

Auf der Basis des Protokollauszuges wird Frau Primas den Bericht an den AK I vorbereiten.
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